
308 Bayerisches Gesetz-und Verordnungsblatt Nr.18/1986 

Abschnitt IV 

Anforderungen an Räume 

§ 17 

Gasträume 

(1) IGasträume dürfen nicht zugleich als Wohn­
oder Schlafräume dienen. 2Gasträume und Woh­
nungen müssen getrennt zugänglich sein. 

(2) 1 Die Grundfläche mindestens eines Gast­
raums muß in Gaststätten mindestens 25 m2 betra­
gen; für weitere Gasträume genügt eine Grundflä­
che von 12 m2. 2Bei Gaststätten, die nach Angebot 
und Ausstattung nur für eine kurze Ve'rweildauer 
der Gäste eingerichtet sind, kann eine geringere 
Grundfläche gestattet werden. 

(3) 1 Die lichte Höhe von Gasträumen muß bei 
einer Grundfläche 
- von nicht mehr als 50 m2 mindestens 2,50 m 

- von mehr als 50 m2 mindestens 2,75 m 
- von mehr als 100 m2 mindestens 3,00 mund 

- von mehr als 2000 m2 mindestens 3.25 m 

betragen. 2Über und unter Emporen muß die lichte 
Höhe mindestens 2,50 m betragen. 3 Abgehängte 
oder aufgelagerte Unterdecken, die einen Luftaus­
tausch ermöglichen, dürfen die lichte Höhe bis zu 
2,50 m einschränken. 4Für kleinere Bereiche, wie 
Nischen, genügt eine lichte Höhe von 2,00 m. 

(4) IBodenflächen mit mehr als 20 cm Höhen­
unterschied sind zu umwehren oder durch Stufen 
oder Rampen zu verbinden. 2Emporen und Galerien 
müssen Fußleisten zum Schutz gegen ein Herabfal­
len von Gegenständen.haben. 

§ 18 

Beherbergungsräume, Schlafräume für 
Betriebsangehörige 

(1) IJeder Beherbergungsraum muß einen eige­
nen Zugang vom Flur haben. 2Für gemeinsam ver­
mietbare Raumgruppen, wie Appartements oder 
Suiten, genügt es, wenn nur ein Raum unmittelbar 
vom Flur aus zugänglich ist. 3Die Zugangstüren 
müssen durch Nummern oder Symbole gekenn­
zeichnet und von innen und außen abschließbar 
sein. 

(2) Einbettzimmer müssen mindestens 8 m2, 
. Zweibettzimmer mindestens 12 m2 groß sein; Ne­
benräume, insbesondere Wasch-und Toilettenräu­
me, werden nicht angerechnet. 

(3) Schlafräume für Betriebsangehörige dürfen 
nicht in unmittelbarer Nähe von Gasträumen lie­
gen. 

§ 19 

Toilettenanlagen 

(1) Die Toilettenräume für Gäste müssen leicht 
erreichbar und gekennzeichnet sein. 

(2) 1 In Gaststätten müssen für Gäste mindestens 
vorhanden sein: 

Gastplätze 

bis 50 
über 50 bis 100 
über 100 bis 200 
über 200 bis 300 
über 300 bis 400 
über 400 

Toilettp.nbecken 
Herren Da men 

1 1 
1 2 
2 2 
2 3 
3 4 

Urinale 
Becken oder Rinnen 

Stück lfd.rn 

2 2 
3 2,50 
4 3 
5 3,50 
6 4 

- Festlegung im Einzelfall-
2Für Damen und Herren müssen getrennte Toilet­
tenräume vorhanden sein. 3Für Sitzbetriebe oder 
Stehbetriebe mit Ausschank alkoholischer Geträn­
ke mit bis zu 25· Gastplätzen genügt ein Toiletten­
becken und ein Urinal. 4Bei Stehbetrieben ohne 
AussGhank alkoholischer Getränke mit bis zu 35 
Gastplätzen kann auf Toilettenanlagen verzichtet 
werden. 

(3) 1 In jedem Geschoß von Beherbergungsbetrie­
ben, in dem Beherbergungsräume für Gäste liegen, 
soll für je angefangene 10 Betten eine Toilette vor­

. handen sein. 2Betten von Beherbergungsräumen 
mit eigenen Toilettenräumen werden nicht mitge­
rechnet. 

(4) IFür die Betriebsangehörigen müssen leicht 
erreichbare Toilettenräume vorhanden sein. 2Der 
Weg der in der Küche Beschäftigten zu den Toilet­
tenräumen darf nicht durch Gasträume oder durchs 
Freie führen. 31m übrigen richten sich die Anforde­
rungen an die Toilettenräume, unbeschadet der Ab­
sätze 5 und 6, nach den betrieblichen Verhältnissen, 
insbesondere nach Zahl und Geschlecht der Perso­
nen, deren regelmäßige Beschäftigung in dem Be­
trieb zu erwarten ist. 

(5) IToilettenräume für Damen und Herren müs­
sen durch durchgehende Wände voneinander ge­
trennt sein. 2Jeder Toilettenraum muß einen lüftba­
ren und beleuchtbare,n Vorraum mit Waschbecken 
und gesundheitlich einwandfreien Handtrock­
nungseinrichtungen haben. 3Die Wände der Toilet­
tenräume sind bis zur Höhe von mindestens 1,50 m 
mit einem wasserfesten, glatten Belag oder An­
strich zu versehen. 4Die Fußböden sollen ausrei­
chend gleitsicher und möglichst leicht zu reinigen 
sein. 5Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht für Toiletten 
nach Absatz 3 Satz 2. 

(6) IToiletten-und Urinalbecken müssen Wasser­
spülungen haben. 2Urinalräume müssen unter den 
Urinalen einen Fußbodenablauf mit Geruchsver­
schluß haben. 3Die Standbreite von Urinalbecken 
darf 60 cm nicht unterschreiten . 

§20 

Küchen-, Schank-und Vorratsräume 

(1) IGaststätten müssen Küchen haben, wenn 
dies nach der Art des Betriebs erforderlich ist. 
2Küchen müssen mindestens eine Grundfläche von 
8 m2 haben. 3Für die lichte Höhe der Küchen gilt 
§ 17 Abs. 3 entsprechend. 

(2) Fußböden sollen ausreichend gleitsicher, was­
serundurchlässig und möglichst leicht zu reinigen 

I sejn. . 
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(3) lKüchen müssen mindestens eine Wasser­
zapfstelle, einen Schmutzwasserausguß, ein Hand­
waschbecken und eine ausreichende Spül anlage 
haben. 2Schankräume müssen mindestens eine 
Wasserzapfstelle und eine ausreichende Gläser­
spülanlage haben. 

(4) lIn Gaststätten muß ein nach außen oder 
durch eine ausreichende RLT-Anlage lüftbarer, ge­
nügend großer Vorratsraum oder Einbauschrank 
zur Aufbewahrung von Lebensmitteln oder eine 
demselben Zweck dienende, ausreichend große 
Kühleinrichtung vorhanden sein. 2Türen von Kühl­
räumen müssen von innen ohne Schlüssel geöffnet 
werden können. 

Abschnitt V 

Betriebsvorschriften 

§ 21 

Pflichten des Betreibers 

(1) Der Betreiber einer Gaststätte und eines Be­
herbergungsbetriebs ist dafür verantwortlich, daß 
1. die technischen Anlagen und Einrichtungen, die 

nach den Vorschriften dieser Verordnung erfor­
derlich sind, ihrem Zweck entsprechend betrie­
ben werden oder betriebsbereit bleiben und 

2. die nachstehenden Betriebsvorschriften einge­
halten werden. 

(2) Während des Betriebs von Gaststätten mit 
mehr als 400 Gastplätzen und von Beherbergungs­
stätten mit mehr als 60 Gastbetten muß der Betrei-' 
ber oder ein von ihm Beauftragter ständig anwe­
send sein. 

§ 22 

Rettungswege, Sicherheitsbeleuchtung 

(1) lRettungswege außerhalb der Gebäude sowie 
Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr 
sind von Kraftfahrzeugen oder Gegenständen frei­
zuhalten. 2Darauf ist in Gaststätten mit mehr als 
400 Gastplätzen und Beherbergungsbetrieben mit 
mehr als 60 Gastbetten durch Schilder hinzuweisen 
(Zeichen 283 StVO mit Zusatzschild ,,Anfahrtszone 
der Feuerwehr"); um erhebliche Gefahren oder 
Nachteile im Sinn des Art. 3 Abs. 1 Satz 1 BayBO zu 
verhüten, können solche Hinweisschilder bei mehr 
als 200 Gastplätzen verlangt werden. 

(2) lRettungswege innerhalb der Gebäude sind 
freizuhalten. 2In Gaststätten mit mehr als 200 Gast­
plätzen sind sie bei Dunkelheit während der Be­
triebszeit zu beleuchten; bei kleineren Schank- und 
Speisewirtschaften kann eine Beleuchtung ver­
langt werden. 

(3) lBewegliche Verkaufsstände, Möbel und son­
stige Gegenstände dürfen in Rettungswegen nur so 
aufgestellt werden, daß die Rettungswege nicht ein­
geengt werden. 2In Treppenräumen im Sinn des 
Art. 34 Abs. 1 BayBO ist das Aufstellen dieser Ge­
genstände unzulässig, es sei denn aus der Sicht des 
Brandschutzes bestehen keine Bedenken. 

(4) Feuerhemmende oder feuerbeständige Türen 
sowie Türen, die dicht- und selbstschließend sein 
müssen, dürfen in geöffnetem Zustand auch vor- , 

übergehend nicht festgestellt werden; sie dürfen of­
fengehalten werden, wenn sie bei Raucheinwirkung 
selbständig schließen. 

(5) lIn Räumen von Gaststätten, die nicht durch 
Tageslicht ausreichend erhellt sind, muß eine nach 
§ 15 Abs. 1 erforderliche Sicherheitsbeleuchtung 
vom Einlaß der Gäste ab in Betrieb sein; sie muß in 
Betrieb bleiben, bis die Gäste und Betriebsangehö­
rigen die Gaststätte verlassen haben. 2In Räumen 
von Beherbergungsbetrieben, die nicht ausreichend 
durch Tageslicht erhellt sind, muß eine nach § 15 
Abs. 1 erforderliche Sicherheitsbeleuchtung stän­
dig in Betrieb sein. 

§ 23 

Ausschmückungen, Abfallstoffe 

(1) lIn Gasträumen ' und Fluren von Gaststätten 
mit mehr als 200 Gastplätzen müssen Ausschmük­
kungen mindestens schwerentflammbar, in Trep­
penräumen nichtbrennbar sein. 2Hängende Raum­
dekorationen müssen vom Fußboden einen Ab­
stand von mindestens 2,50 m einhalten. 3Aus­
schmückungen aus natürlichem Laub- oder Nadel­
holz dürfen nur in frischem Zustand verwendet 
werden. 

(2) 1 Brennbare Abfallstoffe sind bei Betriebs­
schluß aus den Gasträumen zu entfernen. 2Sie sind 
in Abfallbehältern außerhalb des Gebäudes oder in­
nerhalb des Gebäudes in besonderen, gut lüftbaren, 
feuerbeständigen Räumen aufzubewahren; Art. 44 
BayBO ist zu beachten. 

(3) Abfallbehälter müssen aus nichtbrennbaren 
Stoffen bestehen und müssen dichtschließende 
Deckel haben. 

(4) Die nach § 13 Abs. 4 erforderlichen Fettfilter 
sind bei Bedarf zu reinigen. 

§24 

Toilettenanlagen 

(1) Die nach § 19 erforderlichen Toiletten dürfen 
nicht durch Münzautomaten oder ähnliche Einrich­
tungen versperrt oder nur gegen Entgelt zugänglich 
sein. 

(2) lSeife und Handtrocknungseinrichtungen 
dürfen nicht ausschließlich gegen Entgelt benutzt 
werden können. 2Gemeinschaftshandtücher dürfen 
nicht bereitgehalten werden. 

§ 25 

Übersichtsplan, Brandschutzordnung 

(1) Die Zahl der Gäste, die sich aus § 8 Abs. 3 er­
gibt, darf nicht überschritten werden. 

(2) In allen Fluren von Beherbergungsbetrieben 
mit mehr als 60 Gastbetten ist an gut sichtbarer 
Stelle ein ständig beleuchteter Übersichtsplan an­
zubringen, der Angaben über die im Gefahrenfall zu 
benutzenden Rettungswege, die Rückzugsrichtung 
und die Feuerlöscheinrichtungen enthält. . 

(3) 1 In Beherbergungsbetrieben ist auf der Innen­
seite der Türen aus den Beherbergungsräumen 
zum Flur ein gut lesbares Schild anzubringen, auf 
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dem die Lage des Raums, der Verlauf der Rettungs­
wege bis zu den Ausgängen oder Treppen und die 
Art des Alarmzeichens (§ 16 Abs. 2) darzustellen 
sind. 2Neben den Türen von Personenaufzügen ist 
ein Schild anzubringen mit der Aufschrift ,,Aufzug 
im Brandfall nicht benützen". 

(4) Für Beherbergungsbetriebe mit mehr als 60 
Gastbetten ist im Einvernehmen mit der örtlich zu­
ständigen Feuerwehr eine Brandschutzordnung 
aufzustellen und den Betriebsangehörigen be­
kanntzumachen. 

Abschnitt VI 

Zusätzliche Bauvorlagen, Prüfungen 

§ 26 

Zusätzliche Bauvorlagen 

(1) IDie Bauvorlagen müssen zusätzlich zu den 
Anforderungen der Bauaufsichtlichen Verfahrens­
verordnung - BauVerfV - (BayRS 2132-1-2-1) An­
gaben enthalten über 

1. die Art des Betriebs und die Nutzung der Räume, 

2. die Zahl der eastplätze in Gaststätten, 

3. die Gesamtzahl der Gastbetten sowie 

4. die erforderlichen Rettungswege und ihre Ab­
messungen mit rechnerischem Nachweis. 

2§ 1 Abs. 5 Bau VerfV bleibt unberührt. 

(2) Der Lageplan muß die Anordnung und den 
Verlauf der Rettungswege auf dem Grundstück und 
die Aufstell- und Bewegungsflächen für die Feuer­
wehr enthalten. 

(3) Die Anordnung und der Verlauf der Rettungs­
wege von Gasträumen sind in einem besonderen 
Plan im Maßstab von mindestens 1:100 darzustel­
len; bei veränderlicher Einrichtung sind, soweit er­
forderlich, weitere Pläne vorzulegen. 

§ 27 

Prüfungen 

(1) 1 Feuerlöschgeräte, automatische Türen, 
Feuerlösch-, Brandmelde- und Alarmeinrichtun­
gen, Rauchabzugseinrichtungen, RLT-Anlagen, si­
cherheitstechnisch wichtige elektrische Anlagen 
und selbsttätige Feuerlöscheinrichtungen müssen 
regelmäßig gewartet und auf ihre Funktionsfähig­
keit geprüft werden. 2Die Prüfungen müssen min­
destens jährlich, bei Feuerlöschgeräten und RLT­
Anlagen mindestens alle zwei Jahre durchgeführt 
werden. 

(2) 1 Der Betreiber hat die bei den Prüfungen fest­
gestellten Mängel unverzüglich beseitigen zu las­
sen. 2Betreiber von Gaststätten mit mehr als 400 
Gastplätzen oder von Beherbergungsstätten mit 
mehr als 60 Gastbetten haben das Prüfungsergeb­
nis der unteren Bauaufsichtsbehörde vorzulegen 
und die Beseitigung der festgestellten Mängel mit­
zuteilen. 

(3) Bei Schadensfällen oder Mängeln an Anlagen 
und Einrichtungen nach Absatz 1 kann die Bauauf­
sichtsbehörde im Einzelfall weitere Prüfungen an­
ordnen. 

(4) Der Betreiber hat die Berichte über die Prü­
fungen und die Nachweise über die Beseitigung der 
festgestellten Mängel aufzubewahren und der Bau­
aufsichtsbehörde auf Verlangen vorzulegen. 

(5) IDie Bauaufsichtsbehörde hat Gaststätten mit 
mehr als 400 Gastplätzen oder Beherbergungsstät­
ten mit mehr als 60 Gastbetten in Abständen von 
längstens fünf Jahren zu prüfen. 2Dabei ist auch die 
Einhaltung von Betriebsvorschriften zu überwa­
chen und festzustellen, ob die Prüfungen nach Ab­
satz 1 fristgerecht durchgeführt und etwaige Män­
gel beseitigt worden sind. 3Die Bauaufsichtsbehör­
de kann auch kleinere Gaststätten prüfen. 

(6) 1 Die Absätze 2 bis 5 gelten nicht für Gaststät­
ten des Bundes, der Länder, der Bezirke, der Land­
kreise und der Gemeinden, die die Aufgaben der 
unteren Bauaufsichtsbehörde wahrnehmen oder 
denen sie ganz oder teilweise übertragen sind. 2Die 
Prüfungen derartiger Gaststätten sind von den zu­
ständigen Behörden in eigener Verantwortung 
durchzuführen und zu überwachen. 

Abschnitt VII 

Schlußvorschriften 

§ 28 

Anwendung der Vorschriften 
auf bestehende Gaststätten 
und Beherbergungsstätten 

(1) IDie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Verordnung bestehenden Gaststätten und Beher­
bergungsstätten sind folgenden Bauvorschriften 
anzupassen: 

1. innerhalb einer Frist von einem Jahr: 

Kennzeichnung der Rettungswege, 
Feuerlöscher, 

2. innerhalb einer Frist von sechs Jahren: 

Türen in Treppenräumen, soweit es baulich mög-
lich ist, 

sonstige Türen, 
Sicherheitsbeleuchtung, 
Alarmeinrichtungen. 

2Die Anpassungspflicht für Türen besteht bei Be­
herbergungsbetrieben nur, wenn sie mehr als 
30 Gastbetten haben; auf die nachträgliche Erfül­
lung der Vorschrift des § 12 kann bei kleineren 
Gaststätten und Beherbergungsbetrieben ferner 
verzichtet werden, wenn im Hinblick auf ihre Lage 
im Gebäude, insbesondere die Zuordnung zu frem­
den Nutzungseinrichtungen keine Bedenken wegen 
der Sicherheit oder Gesundheit bestehen. 

(2) IFür die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Verordnung bestehenden Gaststätten gelten die 
Betriebsvorschriften dieser Verordnung (§§ 21 bis 
25) entsprechend. 2Wird in den §§ 21 bis 25 auf ande­
re als die in Absatz 1 genannten Vorschriften des 
Zweiten bis Vierten Abschnitts Bezug genommen, 
so ist die Betriebsvorschrift insoweit nicht anwend­
bar. 

(3) 1 Bei bestehenden Gaststätten sind die Prüfun­
gen erstmalig innerhalb von drei Jahren nach In­
krafttreten dieser Verordnung durchzuführen. 2Die 
Fristen für die wiederkehrenden Prüfungen nach 
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§ 27 Abs. 1 rechnen von dem Zeitpunkt an, zu dem 
die Anlagen und Einrichtungen erstmalig geprüft 
worden sind. 

(4) Art. 63 Abs. 5 BayBO bleibt unberührt. 

§ 29 

Ausnahmen 

Von den Anforderungen in den §§ 3, 5 bis 28 kön­
nen bei Betrieben, 

1. die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung be­
fugt errichtet worden sind und in dem seitherigen 
Umfang weitergeführt oder nicht wesentlich er­
weitert werden sollen, 

2. die in bestehenden Gebäuden errichtet werden 
oder 

3. deren Umfang durch die Betriebsart, die Art der 
zugelassenen Getränke oder zu bereitenden Spei­
sen oder des Besucherkreises beschränkt ist (dies 
gilt insbesondere für Beherbergungsstätten in 
landwirtschaftlichen Betrieben, Jugendbeherber­
gungsstätten und Kantinen in Betriebs- und 
Verwaltungsgebäuden), 

Ausnahmen gestattet werden, wenn erhebliche Ge­
..- fahren für Leben und Gesundheit nicht zu befürch­

ten sind oder durch besondere Maßnahmen ausge­
glichen werden. 

§ 30 

Ordnungswidrigkeiten 

Nach Art. 89 Abs. 1 Nr. 10 BayBO kann mit Geld­
buße bis zu einhunderttausend Deutsche Mark be­
legt werden, wer als Betreiber vorsätzlich oder 
fahrlässig 
1. entgegen § 22 Abs. 1 Aufstell- und Bewegungs­

flächen für die Feuerwehr oder Rettungswege auf 
dem Grundstück nicht von Kraftfahrzeugen oder 
Gegenständen freihält, 

2. entgegen § 22 Abs. 2 Rettungswege während der 
Betriebszeit nicht freihält und beleuchtet, 

3. entgegen § 22 Abs. 4 Türen feststellt, 

4. entgegen § 22 Abs. 5 die Sicherheitsbeleuchtung 
nicht in Betrieb hält. 

§ 31 

Inkrafttreten 

lDiese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in 
Kraft. 2Sie tritt am 31. Dezember 1999 außer Kraft. 

München, den 13. August 1986 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Karl HilI e r m eie r, Staatsminister 
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2236-2-3-17-K 

Siebzehnte Verordnung 
zur Einführung der beruflichen 

Grundbildung in Bayern 
- Einführung der beruflichen 
Grundbildung im Berufsfeld 

"Gesundheit" -

Vom 14. August 1986 

Auf Grund des Art. 52 Abs. 2 des Gesetzes über 
das berufliche Schulwesen (BayRS 2236-1-1-K), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Mai 1986 
(GVBl S. 61), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus im Einvernehmen 
mit den Bayerischen Staatsministerien der Finan­
zen und für Wirtschaft und Verkehr folgende Ver­
ordnung: 

§1 

In folgenden Berufen des Berufsfeldes "Gesund­
heit" wird berufliche Grundbildung eingeführt: 

Arzthelfer / Arzthelferin, 
Tierarzthelfer/Tierarzthelferin. 

§2 

Die Vermittlung der beruflichen Grundbildung 
erfolgt in der Form des Berufsgrundbildungsjahres 
in kooperativer Form. 

§3 

Der Unterricht erfolgt nach den vom Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus im Benehmen 
mit dem fachlich zuständigen Staatsministerium 
und den betroffenen Verbänden und Organisatio­
nen erlassenen Lehrplänen und Stundentafeln. 

§4 

Die Bestimmungen des Gesetzes über das beruf­
liche Schulwesen und die in seinem Vollzug erlas­
senen Ausführungsverordnungen bleiben unbe­
rührt. 

§5 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au­
gust 1986 in Kraft. 

München, den 14. August 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

I. V. Dr. Mathilde Be r g hof er - W ei c h n e r 
Staatssekretärin 
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2233-2-1-K/2232-2-K 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Sondervolksschulordnung und 

der Volksschulordnung 

Vom 22. August 1986 

Auf Grund von Art. 21 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 des 
Schulpflichtgesetzes - SchPG - (BayRS 2230-8-
1-K), geändert durch Gesetz vom 24. April 1986 
(GVBI S. 51), und Art. 14 Nr. 4 des Volksschulgeset­
zes - VoSchG - (BayRS 2232-1-K), geändert durch 
Gesetz vom 24. April 1986 (GVBl S. 51), erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus folgende Verordnung: 

§1 

Die Schulordnung für die Schulen für Behinderte 
in Bayern (Sondervolksschulordnung - SVSO) vom 
14. Juli 1983 (GVBI S. 799, ber. S. 1139), geändert 
durch Verordnung vom 12. Dezember · 1985 (GVBl 
S. 842), wird wie folgt geändert: 

§ 38 Abs. 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

,,(4) lEin Schwerbehinderter im Sinn des § 1 
Schwerbehindertengesetz oder ein Mehrfachbehin­
derter (§ 11) kann auf Antrag der Erziehungsbe­
rechtigten oder, wenn der Schüler volljährig ist, auf 
seinen Antrag die Sondervolksschule auch über das 
11. (bei Sinnesgeschädigten 12.) Schulbesuchsjahr 
hinaus besuchen, wenn er 

1. den erfolgreichen Abschluß der besuchten Son­
dervolksschule einschließlich des erfolgreichen 
oder qualifizierenden Hauptschulabschlusses 
noch nicht erreicht hat oder 

2. noch nicht alle Schulstufen der Schule für Gei­
stigbehinderte oder einer anderen Schule, die auf 
der Grundlage des Lehrplans der Schulen für 
Geistigbehinderte unterrichtet, einschließlich der 
mindestens dreijährigen Werkstufe erfolgreich 
durchlaufen hat 

und wenn zu erwarten ist, daß er durch den verlän­
gerten Schulbesuch gefördert werden kann (In~ivi­
dualprognose, Art. 16 Abs. 1 Satz 3 SchPG). 2Uber 
den Antrag entscheidet der Schulleiter, bei privaten 
Sondervolksschulen im Einvernehmen mit dem 
Schulträger. 3Der Schulleiter teilt die Entscheidung 
unverzüglich dem Staatlichen Schulamt mit und 
legt ihm seine Stellungnahme, die erforderlichen 
Nachweise über die Behinderung und über die För­
derungsbedürftigkeit und -fähigkeit und die Unter­
lagen zur bisherigen Schullaufbahn vor. 4Das Staat­
liche Schulamt teilt dem Schulleiter und den Erzie­
hungsberechtigten unverzüglich mit, wenn es die 
Voraussetzungen des Art. 16 Abs. 1 Satz 3 SchPG als 
nicht gegeben ansieht. 5Das Staatliche Schulamt 
kann ärztliche und sonderpädagogisch-psychologi­
sehe Gutachten anfordern; in begründeten Zwei­
felsfällen ist ein Gutachten des Gesundheitsamts 
einzuholen. 

(5) lAbweichend von Art. 16 Abs. 1 Satz 4 SchPG 
kann ein Schüler auch über den Ablauf des Schul­
jahres hinaus, in dem er das 21. Lebensjahr vollen-

det hat, die Sondervolksschule auf Antrag freiwillig 
besuchen, wenn er 

1. wegen seiner Behinderung später in die Schule 
aufgenommen wurde oder während seiner Schul­
zeit in erheblichem Umfang die Schule nicht be-

. suchen konnte und daher bis zum Ablauf des 
Schuljahres, in dem er das 21. Lebensjahr vollen­
det hat, nicht die neun, an Schulen für Blinde, 
Sehbehinderte, Gehörlose und Schwerhörige 
zehn Volksschulpflichtjahre, gegebenenfalls mit 
zweimaliger Verlängerung nach Art. 16 Abs. 1 
Sätze 1 und 2, Art. 9 SchPG durchlaufen konnte, 
oder 

2. zwar die Volksschule/Sondervolksschule neun 
bzw. zehn Jahre, gegebenenfalls mit zweimaliger 

'Verlängerung, besucht hat, die maßgebende Be­
hinderung aber erst während des Schulbesuchs 
erkannt wurde oder, wenn die Behinderung schon 
vorher bekannt war, durch neue technische Hilfs­
mittel Möglichkeiten eines erfolgreichen Schul­
besuchs neu eröffnet wurden. 

2Der freiwillige Schulbesuch ist nur dann möglich, 
wenn der Schüler vom Zeitpunkt der Erkennung 
der Behinderung oder der Neueinführung techni­
scher Hilfsmittel bis zum Ende des Schuljahres, in 
dem er das 21. Lebensjahr vollendet hat, nicht neun 
bzw. zehn Schuljahre, gegebenenfalls mit zweimali­
ger Verlängerung, die Sondervolksschule 'besucht 
hat, die seiner Behinderung entspricht." 

§2 

Die Schulordnung für die Volksschulen in Bayern 
(Volksschulordnung - VSO) vom 21. Juni 1983 (GVBl 
S . 597), geändert durch Verordnung vom 19. Novem­
ber 1985 (GVBI S. 784), wird wie folgt geändert: 

§ 4 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

,,(6) Zusätzlich zum Überweisungsverfahren ist 
ein Verfahren zur Genehmigung eines Gastschul­
verhältnisses einzuleiten, wenn der Schüler eine öf­
fentliche Sondervolksschule besuchen soll, ohne 
daß er in deren Sprengel seinen gewöhnlichen Auf­
enthalt hat." 

§3 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1986 in 
Kraft. 

München, den 22. August 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er , Staatsministe r 
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Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über den Erschwernisausgleich 

Vom 3. September 1986 

Auf Grund des Art. 36a des Bayerischen Natur­
schutzgesetzes erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium für Landesentwicklung und Umweltfragen 
im Einvernehmen mit den Bayerischen Staatsmini­
sterien der Finanzen und für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten folgende Verordnung: 

§1 

§ 3 Abs. 1 der Verordnung über den Erschwernis­
ausgleich vom 20. August 1983 (G.VBl S. 679) wird 
wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 wird die Za hl ,,20" durch die Zahl ,,30" 
ersetzt. 

2. In Satz 3 wird das Wort "Eineinhalbfachen" durch 
das Wort "Zweifachen" ersetzt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 19. September 1986 in 
Kraft. 

München, den 3. September 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Alfred Die k, Staatsminister 

1 
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